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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 7b AS 18/07 R 
 

S 5 AS 915/05 (SG Schleswig) 

 

 

 

 
..........................................................................., 
 
 

Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Leistungszentrum für Arbeitsuchende Steinburg, 
Fehrsstraße 19, 25524 Itzehoe, 
 

Beklagter und Revisionsbeklagter. 
 
 

 

 

Der 7b. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. Mai  2007 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof.  Dr.  U d s c h i n g   sowie den Richter  

Dr.  K o l o c z e k   und die Richterin   Dr.  R o o s   beschlossen: 

 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom 8. März  

2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Klägerin hat mit einem an das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht (LSG) gerich-

teten Schreiben vom 3. April 2007 sowie einem weiteren Schreiben vom 4. April 2007 gegen 

das Urteil des Sozialgerichts Schleswig (SG) vom 8. März 2007 Revision eingelegt. Auf Nach-

frage des LSG, ob diese Schreiben tatsächlich als Sprungrevision gegen das Urteil des SG 

aufgefasst werden sollen, hat die Klägerin mit Schreiben vom 28. April 2007 mitgeteilt, dass das 

Verfahren dem Bundessozialgericht (BSG) vorgelegt werden solle. Die vorinstanzlichen Pro-

zessakten wurden hierauf vom LSG an das BSG übersandt.  

 

Die Revision der Klägerin ist unzulässig. Nach § 161 Abs 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) steht 

den Beteiligten gegen ein Urteil des SG die Revision unter Übergehung der Berufungsinstanz 

nur zu, wenn der Gegner schriftlich zustimmt und sie von dem SG zugelassen ist oder durch 

Beschluss auf Antrag zugelassen wird. Das SG hat die Revision in seinem Urteil ausdrücklich 

nicht zugelassen; ein die Revision zulassender Beschluss des SG (§ 161 Abs 1 Satz 1 SGG) 

liegt nicht vor.  

 

Die Revision der Klägerin ist daher nicht statthaft und muss schon deshalb gemäß § 169 Satz 2 

und 3 SGG als unzulässig verworfen werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Abs 1 SGG. 
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